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1. Art der Nutzung 

Der Geltungsbereich wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gern. § 4 BauNVO 
festgesetzt. Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO werden n icht zugelassen. 

2. Maß der Nutzung 

Das Maß der Nutzung wird bestimmt durch die Baugrenzen , dern zulässigen Haus ­
typ u. die höchstzulässige Geschoßflächenzahl (GFZ). Als max. GFZ wird beim 
Haustyp II 0,5 und beim Haustyp I und I+D 0,35 festge~zt, sofern nicht 
durch die Baugrenzen ohnehin eine geringere Ausnutzung vorgegeben ist. 
Im Geltungsbereich sind nur Wohngebäude mit nicht mehr als 2 Wohnungen 
zulässig. 

3. Grundform - überbaute Grundfläche 

Als Grundform für die Wohngebäude ist ein Rechteck zu verwenden. Die Trauf­
seite muß mind. 1/5 länger als die Giebe lseite sein. 
Die gesetzlichen Abstandsflächen nach Art. 6 u. 7 BayBO sind einzuhalten. 

4. Dachform (Wohnhaus) 

Die vlohngebäude sind mit einem 24-27 0 geneigten Satteldach auszuführen. Die 
Dachdeckung ~~t mit Ton- oder Betondachpfannen in rötlichem Farbton zu er­
folgen. Dacheinschnitte (neg. Gauben) u. Dachaufbauten (Gauben) sind unzu­
lässig. Liegende Dachflächenfenster werden in der Größe auf 0,8 qm beschränkt 
u. höchstens zweimal je Dachseite zugelassen. 
Es sind allseits Dachüberstände von mind. 80 cm vorzusehen. 

5. Sonnenkollektoren 

Die Anbringung von Sonnenkollektoren/Absorbern auf dem Hauptdach ist nur in 
einer zusammenhängenden Fläche entlang eines Ortsganges oder an der Traufe 
zul ässig. Bei der Anordnung auf Dachflächen von Nebengebäuden u. Garagen 
sollte möglichst eine Dachfläche vollflächig ausgeführt werden. 
Sog. Energiedächer anstelle der Dachdeckung nach Ziff. 4 sind zulässig, 
wenn sie in kupferfarbigem Ton und vollEldchig je Dachseite ausgeführt WEr ~pr 

6. Nebengebäude und Garagen 

Nebengebäude u. Garagen sind nur innerhalb den Baugrenzen oder den dafür ge­
sondert ausgewiesenen Flächen zulässig. Die Ges",;"tgrUndflächen der Nebenge­
bäude und Garagen dürfen je Grundstück 60 qm nicht übersteigen (ausgenommen 
Bestand Fist. 640/6 u. 640/7). 
Garagen sind in Massivbauweise auszuführen u. gestalterisch dem Hauptgebäude 
(in Putz u. Farbe) anzugleichen. 
Die noch zu errichtenden Garagen sind -sofern sie nicht ohnehin ins Wohnhaus 
integriert sind- mit flachgene i gtem Satte l dach auszuführen. 
Gemeinsame Grenzgaragen -soweit zulässig- sind in gleicher Front u. Dachform 
zusammenzubauen. Vor den Garagen ist ein mind. 5 m tiefer Stauraum freizu­
halten, der zur Straße hin nicht eingezäunt werden darf. 

7. Fassaden 

Die Fassaden sind in lichten Farbtönen zu verputzen. Zyklopenmauerwerk sowie 
die Verwendung von metallener, kunststoffener oder zementgebundener Wandver­
kleidung ist untersagt. Die Verwendung von farbtransparenten Kunststoffplat­
ten o.ä. für Balkonverkleidungen, vorgebaute Windfänge, Sichtschutzwände et~. 
ist unzulässig, ebenso Sichtblenden aus Strohmatten. 
Balkonverkleidungen sind in Holz auszuführen. Die sinnvolle Verwendung von 
Holzaußenverkleidungen im Wechsel zu Putz ist möglich. 

8. Abwasserbeseitigung 

Die anfallenden häuslichen Abwässer sind nach den Bestimmungen der gemeind­
lichen Satzung in die Kanalisation einzule i ten. 

9. Wasserversorgung 

Sämtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserversorgung anzuschließen. 

10. Lagern, Abstellen etc. 

Die Aufstellung von We llblechgaragen, Kleintierställen, Wohnwagen, Booten 
sowi e oberirdischer Lagerbehälter für flüssige oder gasförmige Stoffe im 
Freien ist im Geltungsbereich nicht gestattet. 

11. Einfriedung 

Im Geltungsbereich sind straßenseitig max. 1 m hohe Hdzzäune (Hanichelzäune, 
Jägerzaun etc.; J I i & ; "s loa agzcsll&5lz @ ) mit überdeckten 
Säulen festgesetzt. Betonsockel dürfen 0,25 m Höhe nicht überschreiten. Zwi­
schenzäune sind der Höhe der Straßenzäune anzupassen. 
Heckenhinterpflanzungen sind auf Zaunhöhe zu halten. Stacheldraht ist nur be i 
angrenzender Viehweide zu l ässig. 

12. Gartenflächen 

Di e nicht bebauten und nicht als Fahr- oder Gehweg genutzten Grundstücksflä ­
chen sind innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertigkeit gärtnerisch anzulegen 
und zu unterhalten. 
Die Bepflanzung soll mit heimischen Gewächsen erfolgen. Pro 300 qm Grundstücks ' 
fläche ist mind. 1 Baum zu pflanzen. 

13. Bachufer-Gewässerunterhalt 

Jegliche Ar t von Bebauung darf nicht näher als 10 m an das Bachufer heranrei­
chen. Die Einzäunung der Baugrundstücke ist mind. 3 m vom Gewässerrand zurück­
zusetzen. Der natürliche Uferbewuchs ist zu erhalten. Mit Ausnahme der darge­
stellten Ubergänge sind keine weiteren Stege, Brücken oder sonstigen Bachein­
bauten gestattet. Maßnahmen der üblichen Gewässerunterhaltung (Bachräumung, 
Ufersicherung usw.) sind von den Uferanliegern zu dulden. Zur Äbwendung von 
drohenden Gefahre n (Hochwasser, Verseuchung etc.) ist den Einsa tztrupps de r 
Zugang und die Zufahrt über die Uferanliegergrundstücke zu gestatten. 

14. Ersatzpflanzungen 

Sofern durch notwendige Geländeauffüllungen erhaltenswerter Gehölzbe­
stand beseitigt werden muß, werden Ersatzpflanzungen zwingend vorge­
schrieben. 

15. Immissionsschutz 

Wegen der Lärmimmission von der Staatsstraße sind beim südlichsten Ge­
bäude die Schlafräume nicht südseitig einzuplanen. 

16. Grundwasserschutz 

Die Keller sind als wasserdichte Wanne in Sperrbeton auszuführen. 

Schneelasthinwe i s: 

Für die Bemessung der statisch beanspruchten Bauteile wird eine Schnee last 
von 116 kp/qm waagrechter Grundf l äche angesetzt. 

Gemeinde IFFELOORF, Landkreis Weilheim -
Schongau 
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Dachausbau möglich 
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Haustyp: Erdgeschoß u. ausgebautes Dachgescho ß (Kniestockhaus) ; Kniestock 
max. 1,4 m 

Haustyp : max. 2 Vollgeschosse ohne Kniestock oder Haustyp I+D möglich 

offene Bauweise; nur freistehende Einzelhäuser zulässig 

freistehendes Einzelhaus oder Doppelbungalow zulässig 

Hauptfirstrichtung 
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1. Bürgermeister 
c) De r Entwur~ des Beba UUn gSPt r es wurde mit de~ffc~~~dUng gern. § 2 a Abs. 6 BBauG vom 

.j.., C7 d'" ' ,jA 0, /I - I 0 ..... , '1ife'lju'l1s . .,. lJ ; )$' ~ ... ~ !', in ..... e ....... öffentlich ausgelegt. 
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Gemii' ~ '1~1t1b'rf '" ... .... .. .... 

~~~.~ ~tf~""'" 
9 ~[.1fj~ 
1. Bürgerrr.c;st.r Iffeldorf 

<1 ) Die St.9<l t/Gemeinde ....•.......•.. hat mit Beschluß des St;.a!'ft/Gemeinderates vom 
....... ~ ......• den Bebauungsplan gern. § 10 BBauG als Satzung beschl ossen. 
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ra t, 
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e ) Das Landratsamt Weilheim-Schongau hat den Bebauungsplan mit Schreiben vom • .2.6:~Y:.1?8.3 •... 
gern. § 11 BBauG in Verb. mit § 3 Abs. 1 deF-Qelegationsverordnung i.d.F. vom 04.07.1978 
(GVBl. S. 432) genehmigt. "..:§:~\ .;. ,'7;;;;, .... 

/..:.,. '\ cf;\. J1;.~ 
22.12.1983 ft'< ",,-; ~' 0':'" '~;" , 
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f) Der,jgi Qehr igtec ~eb~UUngSPlan wurde mi ~6'\:;V'1i!~~.F1:fndung vom •..•........••. bis .....• .•.• • .. 

inhdllilOn. J.l. .v. .. (t'J . 'i"'.(?t gern. § 2 Sat z 1 BBatiCi öffentlich ausge l egt . Die Genehmigung und 
die Auflagen sind am . Q .'l OS. I.::. . ..... ortsüblich durch ,I, .. lc61,c'O 1j ,C! .4~9k/!h . bekannt~emacht 
worden. Der BebauungsplAn ist damit nach § 12 Satz 3 BBauG rechtsverbindlich. 

Gemerr,lfI~gttöt1 ... , den • ~ .~' . ~.~Z: .1~~~ .. 
· .... ?1/t;/ttu ...... . 
Bürge\'iY!Mllf/;'r 

1. B liri)ermnlster 

E) Hinweis: Eine Verletzung von Verfahren oder Formschriften des BBauG beim Zustande kommen 
dieses Bebauungsplanes, mit Ausnahme der Vorschriften über die Genehmigung oder 
die Bekanntmachung, ist unbeachtlich, wenn die Ver l etzung nicht innerhalb eines 
Jahres ab Bekanntmachung der Genehmigung schriftlich gegenüber der Gemeinde gel­
tend gemacht wurde. 
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